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Genehmigungsbescheid

vom 3. Juli 2026

nach § 16b Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

für die wesentliche Änderung einer Windkraftanlage

in Reußenköge

der Firma

Bürgerwindpark Reußenköge GmbH & Co. KG

Sönke-Nissen-Koog 58

25821 Reußenköge

Gegenstand der Genehmigung:

Änderung des Anlagentyps einer Windkraftanlage auf Nordex N149-5,7 MW mit ei-
ner Nabenhöhe von 125,4 Metern, einem Rotordurchmesser von 149.1 Metern, ei-

ner Gesamthöhe von 199,9 Metern und einer Nennleistung von 5.700 kW.
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Genehmigung / Änderungsgenehmigung

Der

Bürgerwindpark Reußenköge GmbH & Co. KG

Sönke-Nissen-Koog 58

25821 Reußenköge

wird auf den Antrag vom 12. Februar 2026 gemäß § 16b in Verbindung mit § 19 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

in Verbindung mit (i. V. m.)

der Nummern 1.6.1, Verfahrensart V des Anhanges 1 der 4. Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV)

die nachstehende Genehmigung für die wesentliche Änderung einer Windkraftanlage in

25821 Reußenköge

Gemarkung: Reußenköge
Flur: 23

Flurstück: 70

erteilt.

Dieser Bescheid ergeht nach Maßgabe der unter Abschnitt A V dieses Bescheides aufge-
führten Antragsunterlagen und unter den in Abschnitt A I und III aufgeführten Festsetzun-
gen und Nebenbestimmungen.
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A Entscheidung

I Genehmigung

1. Gegenstand der Genehmigung

Gegenstand der Genehmigung ist die wesentliche Änderung einer Anlage zur Nut-
zung von Windenergie für die Elektrizitätserzeugung. Die wesentliche Änderung ist 
die Änderung des genehmigten Anlagentyps Nordex N133-4,8 MW mit einer Na-
benhöhe von 125,4 Metern, einem Rotordurchmesser von 133,2 Metern, einer Ge-
samthöhe von 192,0 Metern und einer Nennleistung von 4.800 kW zu einer Nor-
dex N149-5,7 MW mit einer Nabenhöhe von 125,4 Metern, einem Rotordurchmes-
ser von 149.1 Metern und einer Gesamthöhe von 199,9 Metern. Die Leistung der 
neuen WKA beträgt 5.700 kW.

Diese Genehmigung umfasst folgende bauliche Maßnahmen:

• Änderung des Anlagentyps der Windkraftanlage,

• Anpassung der Inhaltsbestimmung A I 2 der Genehmigung G40/2024/033 zur 
Festsetzung der Oktavschallleistungspegel in der Nachtzeit (22:00 Uhr bis 
06:00 Uhr).

Die Anlage ist gemäß den unter Abschnitt A V aufgeführten Antragsunterlagen zu 
errichten und zu betreiben, soweit sich aus den Nebenbestimmungen dieses Be-
scheides nichts anderes ergibt.

2. Beschränkungen und Emissionsbegrenzungen

Die Anlage unterliegt folgenden Beschränkungen: 

2.1 Unter Zugrundelegung des IRW von 40 dB(A) an den Immissionsorten im allge-
meinen Wohngebiet und 45 dB(A) an den Immissionsorten im Außenbereich, die 
in der Schallimmissionsprognose berücksichtigt wurden (Dörries Schalltechnische 
Beratung GmbH, Projektnummer 2025-47 vom 10. Dezember 2025), darf die 
Windkraftanlage des Herstellers Nordex N149 nachts maximal mit dem Betriebs-
modus Mode 9 und mit einer Leistung von maximal 4.720 kW und einer Rotor-
drehzahl von maximal 8,9 U/min betrieben werden.

Hierbei darf die oben genannte Windkraftanlage (WKA) folgende in der Tabelle 
aufgeführten Oktavschallleistungspegel LWA,Okt in der Nachtzeit (22:00 Uhr bis 
06:00 Uhr) nicht überschreiten:

Tabelle 1: Oktavschallleistungspegel LWA,Okt der WKA 23 in der Nachtzeit gemäß 
dem schalltechnischen Gutachten der Dörries Schalltechnische Beratung GmbH, 
Projektnummer 2025-47 vom 10. Dezember 2025
Frequenz f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000
LWA,Okt [dB(A)] 83,3 89,5 93,2 95,8 96,5 94,0 86,4
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Energetisch addiert ergibt sich daraus ein LWA von 101,6 dB(A). Dieser Summen-
pegel hat nur informellen Charakter und ist im Kontext zu den oben festgelegten 
oktavabhängigen LWA,Okt ohne rechtliche Bindungswirkung.

Wird bei der Abnahmemessung nach Auflage 2.2.1 der Neugenehmigung eine 
Überschreitung in einer oder mehreren der festgesetzten Oktavschallleistungspe-
gel LWA,Okt festgestellt, ist mit einer Schallausbreitungsrechnung entsprechend Auf-
lage 2.2.4 der Neugenehmigung nachzuweisen, dass die prognostizierten A-be-
werteten Immissionspegel nicht überschritten werden. Unter der Voraussetzung 
der Nichtüberschreitung dieser Immissionspegel sind auch höhere Oktavschallleis-
tungspegel als unter A.I.2.1 angegeben zulässig.

Bis zur Abnahmemessung ist die WKA nachts in der Zeit von 22:00 Uhr bis 06:00 
Uhr im Betriebsmodus 12 mit 98,5 dB mit einer maximalen Leistung von 4110 kW 
und einer maximalen Rotorumdrehung von 7,8 U/min zu betreiben.

Die erheblich schallreduzierte Betriebsweise kann entfallen, wenn

• die gemessenen Oktavschallleistungspegel einer Vermessung dieses Anlagen-
typs in der genehmigten Betriebsweise inklusive eines Zuschlags für eine Seri-
enstreuung von 1,2 dB(A)

oder

• die gemessenen Oktavschallleistungspegel der direkt durch eine einfache Ver-
messung dieser genehmigten Anlage (Abnahmemessung) 

nachgewiesen ist, dass die entsprechend Auflage 2.2.4 der Neugenehmigung be-
rechneten A-bewerteten Immissionspegel die auf Basis der in der Prognose ange-
setzten Oktavschallleistungspegel LWA,Okt berechneten A-bewerteten Immissions-
pegel nicht überschreiten.

2.2 Die unter A.I.2.1 für die Nachtzeit festgesetzten Oktavschallleistungspegel LWA,Okt 
gelten auch bei Herunterregelungen der WKA durch den Netzbetreiber (EisMan-
Schaltung/Redispatch 2.0).

3. Grundlage der Änderungsgenehmigung

Grundlage dieser Änderungsgenehmigung ist insbesondere die

• Genehmigung nach § 4 BImSchG vom 21. Februar 2025, AZ. G40/2024/033.

Die vorgenannte Genehmigung gilt unverändert fort, soweit sie nicht durch diesen 
Bescheid geändert wird.

II Verwaltungskosten

Für die Erteilung der Genehmigung wird eine Gebühr in Höhe von 1.500,00 € fest-
gesetzt.

Als Auslagen werden 5,62 € erhoben.
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Die Gesamtkosten in Höhe von 1.505,62 € werden gemäß § 17 Verwaltungskos-
tengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG SH) mit Bekanntgabe dieser 
Entscheidung fällig.

III Nebenbestimmungen

1. Bedingungen

Gemäß § 12 Absatz 1 BImSchG wird diese Genehmigung unter folgenden Bedin-
gungen erteilt:

1.1 Erlöschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bekanntga-
be dieses Bescheides der Betrieb der Anlage entsprechend der Genehmigung auf-
genommen wird.

Diese Frist kann auf Antrag verlängert werden. Der Antrag ist vor Fristablauf zu 
stellen.

1.2 Rückbauverpflichtung 

Mit der Errichtung der Anlage darf erst begonnen werden, wenn der Rückbau nach 
dauerhafter Betriebsaufgabe durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung 
gesichert und die Sicherung der Abbruchkosten in Höhe von 478.800,00 € (Sicher-
heitsleistung) spätestens bis zum Baubeginn durch den Antragsteller nachgewie-
sen ist.

Bei der Auswahl der Sicherungsart ist insbesondere die Insolvenzfestigkeit des Si-
cherungsmittels zu gewährleisten. Die Sicherungsleistung ist zu Gunsten des Lan-
des Schleswig-Holstein zu erbringen.

2. Auflagen

Gemäß § 12 Absatz 1 BImSchG wird die Genehmigung mit folgenden Auflagen 
verbunden:

2.1 Allgemeines

2.1.1 Dieser Bescheid oder eine Kopie des Bescheides sowie eine Ausfertigung der An-
tragsunterlagen sind an der Betriebsstätte bereitzuhalten und den Genehmigungs- 
und Überwachungsbehörden auf Verlangen vorzulegen.

2.2 Immissionsschutz

2.2.1 Die Betreiberin hat der immissionsschutzrechtlichen Überwachungsbehörde sowie 
den örtlich zuständigen Behörden (Ordnungsamt und ggf. Feuerwehr) unverzüg-
lich jeden schweren Unfall, Schadensfall oder eine sonstige Störung des bestim-
mungsgemäßen Betriebes der WKA mit erheblichen Auswirkungen wie z. B. Brand 
oder Umsturz der Anlage bzw. Verlust einzelner oder mehrerer Rotorblätter, Ausfall 
von Sicherheitseinrichtungen wie z. B. der Eisabwurfautomatik mitzuteilen.

Bescheid Az. G40/2026/035
Betriebsstättennummer: 54108332280 Seite 6 von 23



digitale Ausfertigung / Kopie

2.3 Zivile Luftfahrt

2.3.1 Die Windkraftanlage ist mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 
vom 24. April 2020 (AVV BAnz AT 30. April 2020 B4), geändert durch Verwaltungs-
vorschrift vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023 B4), zu versehen 
und als Luftfahrthindernis zu veröffentlichen.

2.3.2 Die Ausführung der Tages- oder Nachtkennzeichnung hat entsprechend der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu er-
folgen.

2.3.3 Die Tages- und Nachtkennzeichnung ist bereits während der Bauphase bei Über-
schreiten von 100 Metern über Grund (auch durch Kräne) sicherzustellen.

2.3.4 Bei Ausfall der Befeuerung ist sicherzustellen, dass für die Unterbrechung der Be-
feuerung ein Zeitraum von zwei Minuten nicht überschritten wird.

2.3.5 Die Stromversorgung für die Befeuerung ist durch Vorhalten ausreichender techni-
scher Einrichtungen bzw. Festlegen entsprechender Verfahren und Abläufe sicher-
zustellen. Das entsprechende Konzept für die Ersatzstromversorgung ist der Luft-
fahrtbehörde (Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Post-
fach 7107, 24171 Kiel, Aktenzeichen 15016 - 623--559/2018-7496/2026) vier Wo-
chen vor Errichtung der Windkraftanlage vorzulegen.

2.3.6 Für die Sichtweitenmessung zur Reduzierung der Nennleistung der Befeuerung 
sind nur anerkannte Geräte bei Einhaltung der Vorgaben aus der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zulässig. Insbesondere ist darauf zu achten, dass bei Wind-
kraftanlagen-Blöcken der Abstand zwischen einer Windkraftanlage mit Sichtwei-
tenmessgerät und Windkraftanlagen ohne Sichtweitenmessgerät maximal 1.500 
Meter betragen darf.

2.3.7 Die für die Veröffentlichung erforderlichen Vermessungsdaten (siehe Auflage 
2.3.25) sind durch eine amtliche Vermessung zu ermitteln und sowohl der Luft-
fahrtbehörde (Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Post-
fach 7107, 24171 Kiel) als auch der DFS (Deutsche Flugsicherung GmbH, Post-
fach 1243, 63202 Langen, Az. SH-569-e) unverzüglich, spätestens jedoch vier 
Wochen nach Errichtung der Windkraftanlage, vorzulegen.

2.3.8 Da eine Tageskennzeichnung für die Windkraftanlage erforderlich ist, sind die Ro-
torblätter der Windkraftanlage weiß oder grau auszuführen; im äußeren Bereich 
sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 Meter Länge [a) außen beginnend mit 6 Meter 
orange - 6 Meter weiß - 6 Meter orange oder b) außen beginnend mit 6 Meter rot - 
6 Meter weiß oder grau - 6 Meter rot] zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne 
verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau 
(RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder verkehrsrot (RAL 3020) zu verwen-
den. Die Verwendung entsprechender Tagesleuchtfarben ist zulässig.
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2.3.9 Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlage ist das Maschinenhaus auf 
halber Höhe rückwärtig umlaufend mit einem mindestens 2 Meter hohen orange/
roten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder 
konstruktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal 
ein Drittel der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen.

2.3.10 Der Mast ist mit einem 3 Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Me-
ter über Grund oder Wasser, zu versehen. Bei Gittermasten muss dieser Streifen 6 
Meter hoch sein. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt 
durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden.

2.3.11 Die Nachtkennzeichnung von Windenergieanlagen mit einer max. Höhe von bis 
315 Metern ü. Grund/Wasser erfolgt durch Feuer W, rot.

2.3.12 In diesen Fällen ist eine zusätzliche Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus 
Hindernisfeuer, am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund/Wasser und der 
Nachtkennzeichnung auf dem Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus tech-
nischen Gründen notwendig, kann bei der Anordnung der Befeuerungsebene um 
bis zu 5 Meter nach oben/unten abgewichen werden. Dabei müssen aus jeder 
Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infra-
rotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, ist diese auf dem Dach des Ma-
schinenhauses anzubringen.

2.3.13 Es ist (z. B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand 
des Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein 
Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist.

2.3.14 Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter ge-
mäß der AVV, Nummer 3.9. Sofern die Vorgaben (AVV, Anhang 6) erfüllt werden, 
kann der Einsatz einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) erfolgen. 
Dies ist der zuständigen Landesluftfahrtbehörde anzuzeigen. Da sich der Standort 
der geplanten WKA außerhalb des kontrollierten Luftraums der Luftraumklasse „D“ 
befindet, bestehen aus zivilen und militärischen flugsicherungsbetrieblichen Grün-
den keine Bedenken gegen die Einrichtung einer BNK.

2.3.15 Das „Feuer W, rot“ ist so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus je-
der Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils 
versetzt auf dem Maschinenhausdach - nötigenfalls auf Aufständerungen - ange-
bracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig 
(synchron blinkend) betrieben werden. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, 
damit die Feuer der Windkraftanlage während der Blinkphase nicht durch einen 
Flügel des Rotors verdeckt werden.

2.3.16 Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Takt-
folge ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Ver-
schiebung von ± 50 Millisekunde zu starten.
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2.3.17 Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung 
auf das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 
50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen.

2.3.18 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein 
Ersatzstromnetz umschalten.

2.3.19 Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windenergieanlagen können als 
Windenergieanlagen-Blöcke zusammengefasst werden. Grundsätzlich bedürfen 
nur die Anlagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks 
befindlichen Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer für die Tages- und Nacht-
kennzeichnung. Überragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die 
sie umgebenden Hindernisse, so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen.

2.3.20 Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf 
ein „redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn 
die Betriebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % 
Ausfallwahrscheinlichkeit getauscht wird. Bei Ausfall des Feuers muss eine ent-
sprechende Meldung an den Betreiber erfolgen.

2.3.21 Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind dem NOTAM-
Office in Langen unter der Rufnummer 06103-707 5555 oder per E-Mail 
notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeich-
nung ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist 
das NOTAM-Office unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung 
innerhalb von zwei Wochen nicht möglich, ist das NOTAM-Office und die zuständi-
ge Landesluftfahrtbehörde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.

2.3.22 Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss 
ein Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das eine Versorgungsdauer von 
mindestens 16 Stunden gewährleistet. Im Fall der geplanten Abschaltung ist der 
Betrieb der Feuer bis zur Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzu-
stellen. Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung 
und Umschalten auf die Ersatzstromversorgung darf 2 Minuten nicht überschrei-
ten. Diese Vorgabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung.

2.3.23 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer und „Feuer W, rot“ ist nur 
bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten meteorolo-
gischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach den 
Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn-
zeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen.

2.3.24 Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hin-
dernishöhe von mehr als 100 Meter über Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu 
versorgen. Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 Meter über 
Grund mit einer Tageskennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nacht-
kennzeichnung (Hindernisfeuer) zu versehen.
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2.3.25 Da die Windkraftanlage aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernis veröffent-
licht werden muss, sind

• mindestens 6 Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns zu melden, 
um die Vergabe der ENR-Nummer in die Wege leiten zu können,

• der Beginn des Hochbaus separat zu melden und 

• spätestens 4 Wochen nach Errichtung die endgültigen Vermessungsdaten zu 
übermitteln, um die Veröffentlichung gegebenenfalls anzupassen.

Diese Meldung der endgültigen Daten (bitte nur per E-Mail an flf@dfs.de) umfasst 
dann die folgenden Details: 

• DFS-Bearbeitungsnummer

• Name des Standortes

• Art des Luftfahrthindernisses 

• Geographische Standortkoordinaten [Grad, Minuten und Sekunden mit Anga-
be des Bezugsellipsoids (WGS 84 mit einem GPS-Empfänger gemessen)] 

• Höhe der Bauwerksspitze [Meter über Grund]

• Höhe der Bauwerksspitze [Meter über Normalnull Höhensystem: DHHN 92]

• Art der Kennzeichnung [Beschreibung]

2.3.26 Wir bitten weiterhin, der DFS den Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnum-
mer der Stelle anzugeben, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die In-
standsetzung zuständig ist.

2.3.27 Vor Inbetriebnahme der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) ist die ge-
plante Installation dem Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein 
(Luftfahrtbehörde) anzuzeigen. Hierbei sind gemäß Anhang 6 Nummer 3 der AVV 
zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen folgende Unterlagen vorzulegen:

• Nachweis der Baumusterprüfung gemäß Anhang 6 Nummer 2 der AVV zur 
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen durch eine vom Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur benannte Stelle (Baumusterprüfstelle)

• Nachweis über die standortbezogene Erfüllung der Anforderungen auf Basis 
der Prüfkriterien nach Anhang 6 Nummer 2 der AVV durch eine Baumuster-
prüfstelle

2.3.28 Nach Anhang 6 Nummer 1 der AVV zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 
ist die Nachtkennzeichnung mit einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung 
gemäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 der AVV zu kombinieren.
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IV Hinweise

1. Allgemeines

1.1 Dieser Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach 
§ 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.

1.2 Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die 
geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfüllen.

Sicherungsleistungen sind beispielsweise:

• Selbstschuldnerische Bankbürgschaft unter Verzicht auf die Einrede der Vor-
ausklage,

• Sparbuch oder Kontoverpfändung,

• Hinterlegung von Geld (pfändungs- und insolvenzsicher),

1.3 Ein Wechsel der Anlagenbetreiberin sowie ggf. eine Änderung an der Rechtsform 
der Betreiberin ist gegenüber dem Landesamt für Umwelt schriftlich mit dem in der 
Anlage beigefügtem Formular „Betreiberwechsel“ mitzuteilen.

2. Abfallrecht

2.1 Bei Einsatz von mineralischen Ersatzbaustoffen zur Befestigung z. B. von Stellflä-
chen und Zufahrten oder als Unterbau für Gebäude sind die Regelungen der Er-
satzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) zu beachten.

3. Luftfahrt

3.1 Bei Nichteinhaltung der unter 2.3 genannten Auflagen behält sich die Luftfahrtbe-
hörde eine Prüfung gemäß § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefährlichen Eingriff 
in den Luftverkehr vor.

3.2 Die Veränderung der Leuchtstärke und -richtung der Kennzeichnung stellt einen 
gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr dar und kann gemäß § 315 StGB mit einer 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden.

3.3 Sollten eine Installation und ein Probebetrieb der BNK erforderlich sein, um der 
genannten Nachweisführung nachzukommen, so bestehen aus Sicht der Luftfahrt-
behörde keine Bedenken gegen dieses Vorgehen. Entscheidend ist, dass die In-
betriebnahme der BNK erst nach Vorlage der unter Auflage 2.3.27 genannten Un-
terlagen erfolgt.
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V Antragsunterlagen

Nachfolgend aufgeführte Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbeschei-
des.

Ordner 1 von 1: 

Nr. Benennung

1. Antrag

1.1 Antrag für eine Genehmigung oder eine Anzeige nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG)

1.3 Vollmacht

2. Lagepläne

entfällt

3. Anlage und Betrieb

entfällt

4. Emissionen und Immissionen im Einwirkungsbereich der Anlage

4.10.1 Schallimmissionsprognose vom 10.12.2025, DSB Dörries Schaltechnische Be-
ratungs GmbH, Projektnummer: 2025-47

4.10.2 Schattenwurfprognose vom 12.12.2025, DSB Dörries Schaltechnische Bera-
tungs GmbH, Projektnummer: 2025-47

5. Messung von Emissionen und Immissionen sowie Emissionminderung

entfällt

6. Anlagensicherheit

entfällt

7. Arbeitsschutz

entfällt

8. Betriebseinstellung

entfällt

9. Abfälle

entfällt

10. Abwasser

entfällt

11. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

entfällt

12. Bauvorlagen und Unterlagen zum Brandschutz

entfällt

13. Natur, Landschaft und Bodenschutz

entfällt
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14. Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

entfällt

15. Chemikaliensicherheit

entfällt

16. Anlagenspezifische Unterlagen

16.1.4 Gutachten zur Standorteignung vom 09.02.2026, I17-Wind GmbH & Co. KG, 
Bericht-Nr.: I17-SE-2026-024

16.1.7 Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen Mitteilung an Luftfahrtbehörde

16.1.8 Abstände / Erschließung

16.1.9 Daten der beantragten Anlage / Daten der Anlagen im Windpark

16.1.10 Oktav-Schallleistungspegel (SLP) der beantragten Anlage / der Anlagen im 
Windpark

17. Sonstige Unterlagen

entfällt

B Begründung

I Sachverhalt / Verfahren

1. Antrag nach § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG

Die Firma Bürgerwindpark Reußenköge GmbH & Co. KG, Sönke-Nissen-Koog 58 
in 25821 Reußenköge, hat mit Datum vom 12. Februar 2026 beim Landesamt für 
Umwelt den Antrag auf eine Genehmigung zur wesentlichen Änderung einer Wind-
kraftanlage gestellt. 

Der vorgesehene Standort der ortsfesten Anlage befindet sich in 25821 Reußen-
köge, Gemarkung Reußenköge, Flur: 23, Flurstück: 70.

Mit der beantragten Genehmigung sollen folgende Maßnahmen realisiert werden:

• Änderung des Anlagentyps der Windkraftanlage,

• Anpassung der Inhaltsbestimmung A I 2 der Genehmigung G40/2024/033 zur 
Festsetzung der Oktavschallleistungspegel in der Nachtzeit (22:00 Uhr bis 
06:00 Uhr).

2. Genehmigungsverfahren

Die beantragte Änderung der Windkraftanlage am oben angegebenen Standort 
bedarf einer Genehmigung nach § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG, da der Standort 
der Anlage nicht geändert wird, die Gesamthöhe sich um nicht mehr als 20 m er-
höht und der Rotordurchlauf um nicht verringert wird. Daher sind nur die Verein-
barkeit der Änderungen mit militärischen und luftverkehrlichen Belangen sowie die 
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Standsicherheit und die schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche und 
nachteilige Auswirkungen durch Turbulenzen zu prüfen.

Die beantragte Änderung betrifft eine Anlage zur Nutzung von Windenergie mit ei-
ner Gesamthöhe von mehr als 50 Metern. Sie fällt unter die Nummer 1.6.2 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV, da die Mengenschwelle von 20 WKA unterschritten wird, 
so dass gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 der 4. BImSchV ein vereinfachtes Geneh-
migungsverfahren (ohne Öffentlichkeitsbeteiligung) gemäß § 19 BImSchG durch-
geführt wurde.

Gemäß § 2 Nummer 3 der Landesverordnung über die zuständigen Behörden 
nach immissionsschutzrechtlichen sowie sonstigen technischen und Medienüber-
greifenden Vorschriften des Umweltschutzes (ImSchV-ZustVO) ist das LfU die zu-
ständige Behörde für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens.

2.1 UVP-Pflicht

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um die Erweiterung einer Windfarm 
im Sinne des § 2 Absatz 5 UVPG. Aufgrund der zu berücksichtigenden Anlagen in-
nerhalb des Einwirkungsbereichs ist es als Änderungsvorhaben nach § 9 UVPG 
einzuordnen und fällt aufgrund der Anlagenzahl in die Nummer 1.6.1 der Anlage 1 
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 2 UVPG ist bei Änderung eines Vorhabens, für das eine UVP gemacht wurde, 
eine allgemeine Vorprüfung vorzunehmen, wenn die Größenwerte für eine unbe-
dingte UVP-Pflicht durch die Änderung nicht erreicht werden. Diese Allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls ist im Neugenehmigungsverfahren erfolgt und es wurde 
festgestellt, dass für das Vorhaben keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) er-
forderlich ist. Auf eine erneute allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles kann ver-
zichtet werden, da gemäß den LAI-Hinweisen zu § 16b BImSchG der Gesetzgeber 
klar geregelt hat, welche Punkte zum Prüfungsumfang gehören. Eine Deltaprüfung 
wie bei der Änderung nach § 16b Absatz 1 ist nicht erforderlich. Der Natur- und Ar-
tenschutz wird im Rahmen des § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG nicht geprüft. Die 
Kompensations- und Zahlungspflichten der Ursprungsgenehmigung bleibt beste-
hen. Anhand der vorgelegten Gutachten zum Schall und zu den Turbulenzen ist 
nachgewiesen, dass erhebliche zusätzliche Umwelteinwirkungen sicher ausge-
schlossen werden können. 

Im Rahmen der Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen haben sich auch 
durch die Behördenbeteiligung keine Hinweise oder Sachverhalte ergeben, die 
eine gegenteilige Entscheidung oder erneute Prüfung begründet hätten.

2.2 Erfordernis einer Verträglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG

Nach § 34 Absatz 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung auf ihre Verträg-
lichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura-2000-Gebiets zu überprüfen, wenn 
sie einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Projekten geeignet sind, das Ge-
biet erheblich zu beeinträchtigen.
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Für die FFH-Verträglichkeit sind nur diejenigen Wirkfaktoren von Bedeutung, die 
sich auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebiets und die für sie maßgeblichen Be-
standteile auswirken können.

Bereits im Neugenehmigungsverfahren wurde im Rahmen einer Natura 2000-Ver-
träglichkeitsvorprüfung festgestellt, dass durch das Vorhaben keine erheblichen 
Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete und ihre Schutz- und Erhaltungsziele zu 
erwarten sind.

Eine erneute Verträglichkeitsprüfung ist wegen der Entfernung zu den FFH-Gebie-
ten nicht erforderlich.

2.3 Behördenbeteiligung

Nach Prüfung der eingereichten Antragsunterlagen auf Vollständigkeit wurden ge-
mäß § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG von folgenden Behörden Stellungnahmen 
zum Genehmigungsantrag eingeholt:

• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr;

• Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein, 
Luftfahrtbehörde.

Die von diesen Behörden eingegangenen Stellungnahmen wurden im Genehmi-
gungsbescheid unter anderem in Form von Nebenbestimmungen und Hinweisen 
berücksichtigt.

II Sachprüfung

Die Voraussetzungen für die Erteilung der beantragten Genehmigung sind in 
§ 6 BImSchG aufgeführt. Danach muss die Erfüllung der sich aus § 5 BImSchG 
und einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsvorschrift ergebenden 
Pflichten sichergestellt sein und es dürfen keine anderen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der An-
lage entgegenstehen.

1. Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG

Zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt ist im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens geprüft worden, ob die sich aus § 5 
BImSchG ergebenden Grundpflichten für Betreiber genehmigungsbedürftiger An-
lagen erfüllt werden.

1.1 Schutz- und Abwehrpflicht vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen für die Allge-
meinheit und die Nachbarschaft, das heißt, Verhinderung von konkret bzw. beleg-
bar schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG)
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Nach § 3 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen „Immissionen, die nach 
Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufüh-
ren“.

Bei Windkraftanlagen sind dies insbesondere Umwelteinwirkungen, die durch 
Schall, periodischen Schattenwurf und Turbulenzen hervorgerufen werden kön-
nen. Bei Anlagen ab einer Gesamthöhe von 150 Metern treten zusätzlich Licht-
emissionen auf, die durch die nächtliche Kennzeichnung als Luftfahrthindernis ent-
stehen.

Die Anforderungen gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG sind erfüllt, wenn 
durch die eingereichten Unterlagen dargelegt oder durch Nebenbestimmungen si-
chergestellt ist, dass von der Anlage keine schädlichen Umwelteinwirkungen und 
sonstigen Gefahren, erhebliche Nachteile und erheblichen Belästigungen für die 
Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können.

Die Prüfung des Schutzes gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG umfasst die 
Punkte:

1.1.1 Schallimmissionen

Zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft durch schädliche Umwelt-
einwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG) durch Geräusche sind die Vor-
gaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) maßgeblich. 
Außerdem ist der Erlass des MELUND vom 31. Januar 2018 zur Einführung der 
aktuellen LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen in 
Schleswig-Holstein und des ergänzenden Erlasses vom 20. April 2022 zu beach-
ten. Eine Windkraftanlage wirkt in Anlehnung der Ziffer 3.2.1 Absatz 2 der TA Lärm 
relevant ein, wenn der Schallimmissionspegel größer ist als der Immissionsricht-
wert (IRW) minus 12 dB(A).

Grundlage für die Beurteilung der Schallimmissionen in der Umgebung der hier 
genehmigten WKA ist die Schallimmissionsprognose der Dörries Schalltechnische 
Beratung GmbH, Projektnummer 2025-47 vom 10. Dezember 2025.

Hinsichtlich der Gebietseinstufung und das damit verbundene Schutzniveau der 
maßgeblichen Immissionsorte sowie der Teilbeurteilungspegel der Windkraftanla-
ge an den Immissionsorten wird auf die o. g. Schallimmissionsprognose verwie-
sen.

Es befinden sich bei Betrieb der geplanten Nordex N149-5,7 MW mit den von der 
Nordex Energy SE & Co. KG für den leistungsoptimierten Betrieb (Betriebsmodus 
0) mit Nennleistung von 5.700 kW angegebenen Schallleistungspegel von 107,1 
dB(A) einschließlich einer Emissionsunsicherheit von 1,7 dB keine Immissionsorte 
im Einwirkungsbereich der Anlage bei Betrachten der Immissionsrichtwerte für den 
Tag. Die geplante WKA kann aus schalltechnischer Sicht damit tagsüber ohne 
Leistungsbeschränkung betrieben werden.
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Gemäß TA Lärm darf die Genehmigung für die zu beurteilende Errichtung einer 
oder mehrerer neuer WKA bei einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte auf-
grund der Vorbelastung auch dann nicht versagt werden, wenn diese als nicht re-
levant anzusehen ist. Dies ist der Fall, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass die 
Überschreitung des Immissionsrichtwertes nicht mehr als 1 dB beträgt oder die 
Zusatzbelastung durch die neue WKA um mindestens 10 dB unter dem Immissi-
onsrichtwert liegt. Bei der Annahme eines nächtlichen maximalen Schallleistungs-
pegels von 101,6 dB(A) Trägt die beantragte WKA an keinem Immissionsort rele-
vant zur Gesamtbelastung bei. 

Der Betrieb der Windkraftanlage in der Zeit von 22:00 bis 06:00 Uhr wurde auf die 
unter A I 2.1 genannte Drehzahl und Leistung sowie den Betriebsmodus und die 
dort aufgeführten Oktavschallleistungspegel LWA, Okt (entsprechend der eingereich-
ten Schallimmissionsprognose) begrenzt. Dies dient der Sicherstellung der Einhal-
tung der Immissionsrichtwerte und der Einhaltung der maximalen Überschreitung 
von 1 dB(A) an den Immissionsorten.

Bei der Schallausbreitungsrechnung nach dem Interimsverfahren war die obere 
Vertrauensbereichsgrenze mit einem Vertrauensniveau von 90 % mit einer Mess-
unsicherheit von σR = 0,5 dB und einer Unsicherheit des Prognosemodells von 
σProg = 1,0 dB durch einen Zuschlag von insgesamt = 1,43 dB zu berücksichtigen. 
Die Unsicherheit der Serienstreuung ist vorliegend mit einem Betrag von 1,2 dB 
ebenfalls berücksichtigt worden. Gemäß Auflage 2.2.1 der Ursprungsgenehmi-
gung hat eine Abnahmemessung der Windkraftanlage zu erfolgen.

Da für den beantragten WKA-Typ keine schalltechnischen Mehrfachvermessun-
gen vorliegen, wurden für die Schallimmissionsprognose als Eingangskenngrößen 
die Angaben des Herstellers zu den Oktavschallleistungspegeln der Windkraftan-
lage verwendet. Als Daten werden die in den Dokumenten der Nordex Energy SE 
& Co. KG angegebenen Werte der Schallleistungspegel unter Berücksichtigung ei-
ner Unsicherheit für Messungen von σR = 0,5 dB(A) und die Serienproduktstreuun-
gen σP = 1,2 dB(A). Damit ergibt sich eine Gesamtunsicherheit der Schallleis-
tungspegel von 1,7 dB.

Unter A.I.2.1 wird festgelegt, dass es sich weiterhin um einen genehmigungskon-
formen Betrieb handelt, wenn entsprechend nachgewiesen wird, dass trotz Über-
schreitung einer oder mehrerer der festgesetzten Oktavschallleistungspegel 
LWA,Okt die prognostizierten A-bewerteten Immissionspegel nicht überschritten 
werden. 

Da für den beantragten Betriebsmode WKA keine Schallvermessung vorliegt, 
muss gemäß den LAI-Hinweisen zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanla-
gen (WKA) vom 30.06.2016 die betreffende Windkraftanlage bis zur Abnahme-
messung zur Nachtzeit in einem um mindestens 3 dB schallreduzierten Modus be-
trieben werden. Daher darf die Windkraftanlage unter Berücksichtigung des oben 
genannten Sicherheitszuschlags von 3 dB(A) nachts bis zum Nachweis der in der 
Inhaltsbestimmung A.I.2.1 festgelegten Werte nur mit der geringeren Leistung und 
Drehzahl gemäß der Inhaltsbestimmung A.I.2.1 betrieben werden. 
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Der Betrieb der Windkraftanlage während der Herunterregelung durch den Netz-
betreiber (Redispatch auch als EisMan bezeichnet) wurde nicht in der zum Antrag 
gehörenden Schallimmissionsprognose betrachtet. Dennoch bedarf es auch für 
diese Betriebsweise der Emissionsbegrenzung durch Schall. Es waren für die 
Nachtzeit daher dieselben Oktavschallleistungspegel festzusetzen wie für den 
beantragten Betriebsmodus (A.I.2.2).

1.1.2 Optische Immissionen

Für die beantragte Änderung des Anlagentyps wurde eine Schattenwurfprognose 
(Dörries Schalltechnische Beratung GmbH, Projektnummer 2025-47 vom 12. De-
zember 2025) eingereicht. Sie zeigt an vielen untersuchten Immissionsorten eine 
Überschreitung der LAI-Richtwerte von 30 Minuten pro Tag und 30 Stunden pro 12 
Monate (Worst Case). Die Auflagen zur Abschaltautomatik der Genehmigung vom 
21. Februar 2025 (Aktenzeichen G40/2024/033) bleiben unverändert bestehen. 
Dadurch ist sichergestellt, dass es an den Immissionsorten zu keiner Überschrei-
tung der Richtwerte kommt.

1.1.3 Turbulenzen

Die Standsicherheit in Bezug auf die Turbulenzeinwirkungen im Nachlauf der ge-
nehmigten WKA wurde in dem Gutachten zur Standorteignung der I17-Wind 
GmbH & Co. KG vom 9. Februar 2026 (Bericht-Nummer I17-SE-2026-024) nach-
gewiesen.

Eine schädliche Umwelteinwirkung im Sinne einer erheblichen Belästigung oder 
eines erheblichen Nachteils ist nicht zu erwarten. Die Anforderungen der DIBt-
Richtlinie (Deutsches Institut für Bautechnik) bezüglich Turbulenzen werden einge-
halten, so dass diesbezüglich die Standsicherheit gewährleistet ist.

1.1.4 Die Auflage 2.2.1 dient der rechtzeitigen Information der zuständigen Behörde, da-
mit im Falle einer Störung des Betriebes frühzeitig geeignete Maßnahmen ergriffen 
werden können und somit die Allgemeinheit und die Nachbarschaft vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ge-
schützt werden.

Das alleinige Ansprechen von Alarm-, Sicherheits- oder Schutzeinrichtungen ohne 
einen Stoffaustritt, Schadensfall oder ähnlichem löst in der Regel noch keine Mel-
depflicht aus.

1.2 Vorsorgepflicht gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-
hebliche Nachteile und Belästigungen, insbesondere durch die dem Stand der 
Technik und der Besten verfügbaren Technik entsprechenden Maßnahmen, das 
heißt vorbeugende Maßnahmen gegen die Entstehung potentiell schädlicher Um-
welteinwirkungen (§ 5 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG)

Die sonstigen Genehmigungsvoraussetzungen des § 5 Absatz 1 BImSchG sind 
bereits mit der Erteilung der vorangegangenen Neugenehmigung G40/2024/033 
hinreichend geprüft worden und werden darüber hinaus durch die beantragte we-
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sentliche Änderung nicht berührt. Die Sicherstellung der Erfüllung der Betreiber-
pflichten erfolgt durch Nebenbestimmungen gemäß § 12 BImSchG, die in diesem 
Bescheid festgesetzt wurden bzw. mit dieser Genehmigung weitergelten. Der 
Prüfauftrag der Behörde bei Verfahren nach § 16b BImSchG umfasst lediglich die 
Vereinbarkeit der Änderungen mit militärischen und luftverkehrlichen Belangen so-
wie die Standsicherheit und die schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräu-
sche und nachteilige Auswirkungen durch Turbulenzen.

Durch die in der Auflage AIII2.2.1 der Ursprungsgenehmigung geforderte Nach-
messung wird sichergestellt, dass keine erheblichen Nachteile und Belästigungen 
entstehen können. Ebenso wird durch die Auflage AIII2.2.7 der Ursprungsgeneh-
migung sichergestellt, dass auch durch tieffrequente Geräusche eine schädliche 
Umwelteinwirkung wirksam verhindert wird.

1.3 Nachsorgepflicht nach Betriebseinstellung, d. h. Sicherstellung, dass von der Anla-
ge oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen hervor-
gerufen werden können (§ 5 Absatz 3 BImSchV)

Durch die Bedingung 1.2 ist zusätzlich sichergestellt, dass nach einer möglichen 
Betriebseinstellung die Anlage ordnungsgemäß zurückgebaut wird.

Mit den in den Antragsunterlagen der Ursprungsgenehmigung beschriebenen 
Maßnahmen nach eventueller Betriebseinstellung ist sichergestellt, dass von der 
Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen her-
vorgerufen werden können.

Betriebseinstellung und Rückbau

Im Falle der Betriebseinstellung ist die Windkraftanlage (WKA) zeitnah zu demon-
tieren, das Fundament zurückzubauen und der ursprüngliche Zustand wiederher-
zustellen. Dies wird durch eine Bedingung, die sich an den Betreiber/die Betreibe-
rin richtet, sichergestellt. Die Höhe der Sicherheitsleistung bestimmt sich aus 4 % 
der Gesamtinvestitionskosten (einschließlich Mehrwertsteuer) zuzüglich 40 % 
Kostensteigerung für einen Betriebszeitraum von 20 Jahren. Eine Anrechnung 
noch zu verwertender Reststoffe erfolgt nicht. In diesem Fall wurden die Gesamt-
investitionskosten durch das Landesamt für Umwelt korrigiert. Die Festlegung er-
folgte aufgrund einer landesweiten Erhebung der Gesamtinvestitionskosten.

2. Pflichten aus aufgrund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnungen

Gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 BImSchG ist weiterhin zu prüfen, ob sichergestellt 
ist, dass die Erfüllung der Pflichten aus einer aufgrund des § 7 BImSchG erlasse-
nen Rechtsverordnung durch das beantragte Vorhaben gegeben ist.

Die Anlage fällt nicht unter den Bereich einer nach § 7 BImSchG erlassenen 
Rechtsverordnung.
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3. Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften, § 6 Absatz 1 Nummer 2 BImSchG 

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn andere öffentlich-rechtliche Vorschriften 
und Belange des Arbeitsschutzes der Änderung der Anlage nicht entgegenstehen.

Die Beteiligung der Behörden, die gemäß § 16b BImSchG zu beteiligen sind, hat 
ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen. 

Bei Einhaltung der mitgeteilten Nebenbestimmungen und der Nebenbestimmun-
gen der Ursprungsgenehmigung stehen andere öffentlich-rechtliche Vorschriften 
und Belange des Arbeitsschutzes nicht entgegen.

III Ergebnis

Die Prüfung hat ergeben, dass keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen. 

Die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen durch die Genehmigungsbehör-
de erfolgte anhand der einschlägigen Bestimmungen des BImSchG. 

Unter Berücksichtigung der mit der Genehmigung verbundenen Nebenbestimmun-
gen ist sichergestellt, dass die Pflichten für Betreiber genehmigungsbedürftiger 
Anlagen gemäß § 5 BImSchG sowie die Anforderungen des § 7 BImSchG und der 
daraufhin ergangenen Rechtsvorschriften erfüllt werden. Es liegen keinerlei Er-
kenntnisse vor, dass durch andere Nebenbestimmungen ein höheres Schutzni-
veau insgesamt erreichbar wäre.

Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften stehen der Errichtung und dem Betrieb 
der Anlage – auch aus der Sicht der beteiligten Fachbehörden – nicht entgegen.

Durch die in der Bedingung 1.1 im Abschnitt A III gemäß § 18 Absatz 1 BImSchG 
festgesetzte Frist ist sichergestellt, dass mit der Inbetriebnahme der geänderten 
Anlage nicht zu einem Zeitpunkt begonnen wird, an dem sich die tatsächlichen 
Verhältnisse, die der Genehmigung zugrunde lagen, wesentlich geändert haben.

Damit sind die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG erfüllt. Die Ge-
nehmigung war damit zu erteilen.

IV Begründung der Kostenentscheidung

Die Kosten ergeben sich aus den §§ 1 und 2 VwKostG SH, in Verbindung mit der 
Tarifstelle 10.1.1.2.2 des allgemeinen Gebührentarifs der Landesverordnung über 
Verwaltungsgebühren. Unter Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes (Prü-
fung des Antrags zur wesentlichen Änderung einer Windkraftanlage und Erstellung 
dieses Bescheides) sowie des für Sie durch die Genehmigung bewirkten wirt-
schaftlichen Vorteils wird nachstehende Gebühr festgesetzt.
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Gebühren:

1. Gebühr über die Entscheidung über die Erteilung einer Genehmigung nach § 
16b Absatz 7 Satz 3 Tarifstelle 10.1.1.2 2)
Gebührenrahmen: 1.000 bis 3.000 € 1.500,00 €

Summe Gebühren 1.500,00 €

Hinweis: Nach § 3 Satz 3 Landesverordnung über Verwaltungsgebühren des Landes 
Schleswig-Holstein werden Cent-Beträge auf volle Euro abgerundet.

Auslagen:

Zustellung der Genehmigung 5,62 €

Gesamtsumme Kosten: 1.505,62 €

Die festgesetzten Kosten sind entsprechend der als Anlage beigefügten Kostenno-
te innerhalb von einem Monat nach Erhalt dieses Bescheides einzuzahlen. Die 
Kostennote ist Bestandteil dieses Bescheides.

C Rechtsgrundlagen

Insbesondere:

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-
gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-
schutzgesetz – BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 
2013 (BGBl. 2013 I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183);

• Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. 2017 I S. 1440), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I S. 355);

• Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBl. 1992 I S. 1001), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225);

• Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 
(GMBl. Nr. 26/1998, S. 503), zuletzt geändert durch Änderungsverwaltungsvor-
schrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 8. Juni 2017 B5);

• Landesverordnung über die zuständigen Behörden nach immissionsschutzrechtli-
chen sowie sonstigen technischen und medienübergreifenden Vorschriften des 
Umweltschutzes (ImSchVZustVO) vom 6. November 2025 (GVOBl. Schl.-H. Nr. 
146);
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• Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – 
EEG 2023) vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 23 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347);

• Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen und zur Genehmigungserleichterung 
für Windenergieanlagen an Land und für Anlagen zur Speicherung vom Strom 
oder Wärme aus erneuerbaren Energien in bestimmten Gebieten (Windenergieflä-
chenbedarfsgesetz – WindBG) vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189);

• Allgemeine Verwaltungsvorschrift für die Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen 
vom 24. Februar 2020 (BAnz AT 30. April 2020 B4), zuletzt geändert durch Verwal-
tungsvorschrift vom 15. Dezember 2023 (BAnz AT 28. Dezember 2023 B4);

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Gesetz – UVPG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. 2021 I S. 540), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 
348);

• Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 
2007 (BGBl. I S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Fe-
bruar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 40);

• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Januar 2003 (BGBl. 2003 I S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I S. 236);

• Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
20. Mai 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 152);

• Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwal-
tungsgesetz – LVwG) vom 2. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juni 2025 (GVOBl. Schl.-H. 
2025/76);

• Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein (VwKostG SH) vom 
17. Januar 1974 (GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Artikel 64 der 
Landesverordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 514);

• Landesverordnung über Verwaltungsgebühren (Verwaltungsgebührenverordnung 
– VerwGebVO) vom 26. September 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 476), zuletzt geän-
dert durch Landesverordnung vom 3. Juni 2026 (GVOBl. Schl.-H. 2026/59).
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D Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim

Landesamt für Umwelt
Dezernat 20

Hamburger Chaussee 25
24220 Flintbek

zu erheben. Der Widerspruch eines Dritten ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen diesen Bescheid haben 
gemäß § 63 Absatz 1 Satz 1 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der Anfech-
tungsklage gegen diesen Bescheid nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) kann gemäß § 63 Absatz 2 Satz 1 BImSchG nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung des Bescheids gestellt und begründet werden.

Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ist beim Schleswig-Hols-
teinischen Oberverwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Str. 13, 24837 Schleswig 
zu stellen.

<Unterschrift, Name des oder der Unterzeichnenden, Dienstsiegel>

Anlagen:

– Zweitausfertigung der Antragsunterlagen laut Auflage 2.1.1

– Merkblatt für den Antragsteller/die Antragstellerin / den Betreiber/die Betreiberin

– Kostennote

– Formulare des LfU: Baubeginn, Fertigstellung, Inbetriebnahme, Betreiberwechsel
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	1. Allgemeines
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	1.2 Die Sicherheitsleistung kann erbracht werden in den von § 232 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgesehenen Formen sowie durch andere Sicherungsmittel, die geeignet sind, den angestrebten Sicherungszweck zu erfüllen.
	1.3 Ein Wechsel der Anlagenbetreiberin sowie ggf. eine Änderung an der Rechtsform der Betreiberin ist gegenüber dem Landesamt für Umwelt schriftlich mit dem in der Anlage beigefügtem Formular „Betreiberwechsel“ mitzuteilen.

	2. Abfallrecht
	2.1 Bei Einsatz von mineralischen Ersatzbaustoffen zur Befestigung z. B. von Stellflächen und Zufahrten oder als Unterbau für Gebäude sind die Regelungen der Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) zu beachten.

	3. Luftfahrt
	3.1 Bei Nichteinhaltung der unter 2.3 genannten Auflagen behält sich die Luftfahrtbehörde eine Prüfung gemäß § 315 Strafgesetzbuch (StGB) auf gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr vor.
	3.2 Die Veränderung der Leuchtstärke und -richtung der Kennzeichnung stellt einen gefährlichen Eingriff in den Luftverkehr dar und kann gemäß § 315 StGB mit einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft werden.
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